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Gebührenerhebung für Erarbeitung, Prüfung und Genehmigung von Unterhaltsverträgen sowie für eine allfällige Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB
Sachverhalt

Die Gemeinde S., erwägt, die Gebührenordnung anzupassen und künftig für die Prüfung und Genehmigung von Unterhaltsverträgen eine Gebühr von Fr. 200.- und falls auch Beratung und Hilfe geleistet wird bei der Erarbeitung des Unterhaltsvertrages, von Fr. 400 zu erheben. Die Gemeinde erkundigt sich, ob für den Fall dass sich Eltern unter diesen Umständen weigern, einen Unterhaltsvertrag abzuschliessen, für die in diesem Falle errichtete Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB ebenfalls eine Gebühr und die daraus entstehenden Mehrkosten den Eltern belastet werden dürften.

Erwägungen

Verfahren und Verfahrenskosten werden durch das kantonale Recht geordnet. Verfahren der Vormundschaftsbehörde sind in der Deutschschweiz in der Regel Verwaltungsverfahren, die sich nach den entsprechenden Verwaltungsrechtspflegegesetzen richten. Diese Gesetze oder separate Verordnungen  äussern sich über die Kostenverlegung und die Erhebung von Gebühren für Leistungen von Behörden und Verwaltungen. Danach ist es grundsätzlich möglich und üblich den Parteien, bzw. den Adressaten von Amtshandlungen Kosten aufzuerlegen und Gebühren zu erheben. Kosten für Verfahren, die Kinder betreffen oder in denen Kinder Partei sind, sind Unterhaltskosten, die grundsätzlich von den Eltern zu tragen sind. Wie die Prozessgesetze, sehen auch kantonale Verwaltungsverfahrensgesetze die Möglichkeit der unentgeltlichen Prozessführung und Rechtsverbeiständung vor.

Soweit es lediglich um die Genehmigung eines Unterhaltsvertrages geht erscheint eine im Vergleich mit ähnlichen Leistungen festzusetzende Gebühr bedenkenlos. 

Falls eine Beratung bei der Erstellung des Unterhaltsvertrages dazukommt und diese durch den Sozialdienst erbracht wird, ist zu bedenken, dass andere ähnliche Beratungsleistungen des Sozialdienstes wohl unentgeltlich sind. In diesem Fall müsste grundsätzlich und nach objektiven Kriterien entschieden werden, welche Leistungen unentgeltlich sind und für welche Gebühren erhoben werden, um nicht willkürlich für einzelne dieser Leistungen ein Entgelt zu verlangen

Im Erwachsenenvormundschaftsrecht ist es üblich, für die Mandatsführung Kosten zu erheben und diese dem Vermögen der betreuten Person zu belasten. Bei den Kindesschutzmassnahmen wird nach Lehre und herrschender Praxis eher darauf verzichtet.

Die Mustersammlung Kindes- und Adoptionsrecht, Hrsg. Konferenz der Kantonalen Vormundschaftsbehörden, 3. Aufl. 1997, empfiehlt, in der Regel keine Kosten zu erheben (vgl. z.B. Muster 322 Beistandschaft Art. 308 ZGB, S. 97 ff.). Ausnahmen wären insbesondere gerechtfertigt, wenn die Eltern in sehr guten wirtschaftlichen Verhältnissen leben. Eine Kostenerhebung könnte in manchen Fällen die Arbeit des Beistands, der ohnehin oft mit Widerständen gegen die Massnahme zu kämpfen hat, zusätzlich erschweren.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass eine Gebührenerhebung für Amtshandlungen im Bereich des Kindesrechts und selbst für die Führung von Kindesschutzmassnahmen, sofern sie auf kantonalem und kommunalem Recht basiert, nicht gegen Bundesrecht verstösst, dass aber rechtspolitische und sozialarbeiterische Ueberlegungen mit zu bedenken sind. Die Ausgestaltung dürfte insbesondere nicht dazu führen, dass der Gefährdung des Kindeswohls in einem umfassenden Sinne (rechtliche, wirtschaftliche, persönliche und soziale Aspekte) nicht mehr rechtzeitig und wirksam begegnet werden kann.

Luzern, 18.12.03 Christoph Häfeli
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